
Verkehrszukunft im Ostaargau
Erste Lösung zeichnet sich ab

Brugg will Tunnel
unter der Aare
Brugg und die Nachbargemeinden haben gemeinsam mit dem Kanton
eine mögliche Lösung zur Verkehrsentlastung ausgearbeitet. Sie sieht
einen Tunnel unter der Aare vor. Eine neue Brücke wollen sie nicht.

eit 2014 läuft eine intensive
Diskussion über Vorschläge
des Kantons zur Verkehrszu-
kunft im Ostaargau (Oase). In
Diskussion sind je zwei ver-
bliebene Bestvarianten für

Lösungen im Raum Baden, im Raum
Brugg (vgl. Karte) und für eine bessere
Anbindung des Unteren Aaretals (vgl. un-
tenstehenden Artikel). Eines der überge-
ordneten Ziele von Oase ist, im Raum
Brugg mit den Massnahmen für den mo-
torisierten Individualverkehr insbeson-
dere eine Entlastung der Zentren vom
hohen Durchgangsverkehrsanteil zu er-
reichen. Der Grosse Rat hat die beiden
«Bestvarianten» für Brugg vor einem Jahr
als Zwischenergebnis im Richtplan einge-
tragen, und gleichzeitig den Kanton be-
auftragt, diese weiterzuentwickeln. Ziel
ist, sich auf eine Variante zu einigen.

Einigung in Brugg
Seither haben viele Gespräche stattge-

funden. Natürlich auch in Brugg. An die-
sem intensiven partizipativen Prozess
waren in einer Arbeitsgruppe bisher der
federführende Kanton sowie Spitzenver-
treter von Brugg, Windisch, Hausen und
Gebenstorf, sowie der Präsident des Re-
gionalplanungsverbandes Brugg Regio
beteiligt.

«In diesen Gesprächen wurde in alle
Richtungen gedacht», sagt Bruggs Stadt-
ammann Barbara Horlacher zur AZ. Wo-
bei klar sei, dass es angesichts des anhal-
tenden Bevölkerungswachstums und der
hohen Verkehrsbelastung des Zentrums
eine Lösung braucht. Und man kam zu
einem Schluss. Barbara Horlacher: «Der
Stadtrat Brugg empfiehlt dem Kanton die
Weiterbearbeitung der nun vorliegenden
Zentrumsentlastung Brugg/Windisch.»

S
Vorgeschlagen wird eine Weiterentwick-
lung der Tunnelvariante, ergänzt mit ei-
ner längeren Aareunterquerung (in der
Grafik blau eingezeichnet).

Rücksicht auf das Wasserschloss
Darauf sei man gekommen, sagt Horla-

cher, «weil wir hier sehr nahe am Was-
serschloss sind, einem sehr sensiblen Le-
bensraum. Brugg will keine neue oberir-
dische Aarequerung. Die nun vorliegen-
de Variante tangiert diese Naturräume
und die daran angrenzenden Wohnquar-
tiere wesentlich weniger als die beiden
bisherigen Varianten» (vgl. Grafik). Die-
ser Tunnel würde überwiegend im Fels
unterhalb des Grundwasserträgers lie-
gen. Man habe damit auch auf den
Grundwasserstrom entlang der Aare
Rücksicht genommen. Für die Variante
hätten sich auch die Mitglieder der be-
reits genannten Arbeitsgruppe sowie die
Bau- und Planungskommission von
Brugg ausgesprochen, sagt Horlacher.

Dann wären damit die Wünsche von
Brugg erfüllt? Horlacher: «Es gibt natür-
lich nach wie vor Punkte, die der Stadt-
rat kritisch beobachtet. Zum Beispiel, wo
genau die Tunnelportale hinkommen sol-
len, wie diese gestaltet werden, wie ge-
nau die Linienführung im Aufeld auf der
anderen Flussseite Richtung Unteres Aa-
retal aussehen soll, oder wie die Erreich-
barkeit der Naherholungsgebiete des
Wasserschlosses aus den Wohnquartie-
ren sichergestellt wird.» Es lasse sich
aber sagen, so Horlacher, «dass wir mit
dieser Variante eine spürbare Entlastung
des Zentrums vom Durchgangsverkehr
bekämen. Weniger Verkehr gäbe es auf
der Zurzacherstrasse, der Casinobrücke,
beim Knoten Neumarkt und auf der Aar-
auerstrasse. In Windisch gilt dies zudem
für die Zürcher- und Hauserstrasse. In-
dem der Durchgangsverkehr aus der

Stadt rauskommt, verbessern wir unsere
Erreichbarkeit, schaffen Kapazität für
den Ziel-Quellverkehr, den öffentlichen
Verkehr, den Velo- und Fussverkehr.»

Zudem eröffneten sich neue Möglich-
keiten zur Stadtentwicklung und inner-
städtischen Aufwertung. Horlacher: «Die
Spielräume für die städtebauliche Ent-
wicklung von Brugg sowie der Einbezug
des Langsamverkehrs waren wichtige As-
pekte für unsere Variantenbewertung.
Erfreulicherweise sind jetzt seitens des
Kantons die Massnahmen für Förderung
und Ausbau des Velo- und Fussverkehrs
viel konkreter als im Anfangsstadium der
Diskussion. So wird nicht einseitig nur
auf die Strasseninfrastruktur gesetzt.»

Öffentliche Anhörung wohl 2019
«Wir spüren ein grosses Informations-

bedürfnis in der Bevölkerung,» sagt Hor-
lacher weiter. Sie ist denn auch froh, dass
sie jetzt mit dem aktuellen Planungs-
stand raus gehen und die Bevölkerung in-
formieren kann.

Aber wie geht es weiter? Der Zeithori-
zont für das Projekt Oase des Kantons, zu
dem die Umfahrung Brugg gehört, ist ja
auf das Jahr 2040 ausgerichtet. Dieser
Prozess und die zugehörigen Verfahren
brauchen Zeit, bestätigt Horlacher. Bevor
die Variante im Richtplan festgesetzt
wird, erfolge – voraussichtlich im Herbst
2019 – eine öffentliche Anhörung, zusam-
men mit der Behördenvernehmlassung.
Im Sommer 2020 könnte der Regierungs-
rat einen entsprechenden Beschluss fas-
sen, der Grosse Rat Ende 2020 entschei-
den.

Und die Kosten?
Zu den genauen Kosten der gewählten

Variante und zum Bezahlschlüssel zwi-
schen Kanton und Stadt könne man noch
nichts sagen, so Horlacher weiter: «Die

Kostengenauigkeit schwankt in der jetzi-
gen Phase um plus/minus 50 Prozent. Im
nächsten Schritt wird diese auf plus/mi-
nus 30 Prozent verbessert. Der Kanton
muss die Variante zudem erst genau
durchrechnen. Dann ist auch über den
Verteilschlüssel zu verhandeln, also dar-
über, welche Teile in den kantonalen und
welche in den kommunalen Aufgabenbe-
reich fallen.»

Sagen lasse sich, dass die Kosten für die
vom Brugger Stadtrat empfohlene Varian-
te in einem ähnlichen Rahmen liegen wie
diejenigen für die derzeit im Richtplan als
Zwischenergebnis eingetragene Südost-
umfahrung Windisch, so Horlacher. Zur
Veranschaulichung: Die Grobkostenrech-
nung des Kantons für die Südostumfah-
rung Windisch (in der Grafik die längere
grüne Linie) beträgt 351 Millionen Fran-
ken (plus/minus 50 Prozent). Die aktuel-
len Konzept- und Planungskosten bis zur
Festsetzung im Richtplan werden zu 100
Prozent vom Kanton getragen.

VON MATHIAS KÜNG

«Indem der Durch-
gangsverkehr raus-
kommt, verbessern
wir unsere Erreich-
barkeit, schaffen
Kapazität für den
Ziel-Quellverkehr,
den öffentlichen
Verkehr, den Velo-
und Fussverkehr.»
Barbara Horlacher 
Stadtammann Brugg
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SO SOLL DAS ZENTRUM BRUGG ENTLASTET WERDEN

Brugg leidet unter starkem Verkehr (im Bild        der Neumarktknoten). Besonders gross ist der Durchgangsverkehr aus dem Unteren Aaretal. ALEX SPICHALE

Die grün eingezeichneten Linienfüh-
rungen stellen die beiden Varianten
dar, die bisher in Diskussion waren.
Blau eingezeichnet die neue Va-
riante, die von Brugg und den Nach-
bargemeinden favorisiert wird. Diese
neue Achse mit Untertunnelung der
Aare verläuft vom Kreisel Lauffohr im
Osten bis zur Südwestumfahrung im
Westen, für die die Bauarbeiten 2019
starten sollen. Sie ist primär auf
den Durchgangsverkehr ausge-
richtet. Darum sind nur zwei Zwi-
schenanschlüsse geplant. Einer für
die Erschliessung des Entwicklungs-
gebietes im Brugger Schachen, der
andere als Zu- und Wegfahrt im Be-
reich der Kabelwerke in Windisch für
die dortigen Industriebetriebe. (AZ)
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ENTLASTUNG BRUGG

Keine neue Brücke, dafür
Untertunnelung der Aare

Vor drei Jahren hat der Regierungsrat
der Öffentlichkeit ein Megaprojekt vor-
gestellt: Mit der Oase – dem regionalen
Gesamtverkehrskonzept Ostaargau –
will sie die heutigen und kommenden
Verkehrsprobleme in dieser Region lö-
sen. Dieses Konzept mit Zeithorizont
2040 soll die Zentren Baden und
Brugg entlasten sowie das Untere
Aaretal besser an das übergeordnete
Netz anbinden.

Oase sei eine konsequente Umset-
zung der kantonalen Mobilitätsstrategie
und beinhalte die regionale Einbettung
und Koordination von Massnahmen,
die Teil der Agglomerationsprogramme
bilden, sagt Verkehrsdirektor Stephan
Attiger in einer ersten Zwischenbilanz:
«Sie setzt gezielt räumliche Akzente und
setzt die differenzierten Ziele für die

einzelnen Verkehrsmittel in den ver-
schiedenen Raumtypen bestmöglich
um.» Ein besonderes Augenmerk gelte
dem Veloverkehr, der vor allem in den
Kernstädten und urbanen Entwick-
lungsräumen stark gefördert werden
soll – Attiger spricht hier von einem
Quantensprung.

Der Ostaargau sei eine dynamische,
wirtschaftlich sehr starke Region und
werde insbesondere in den Zentren
überdurchschnittlich wachsen. Dies
bringe mehr Bevölkerung – im Oase-
Raum sind dies rund 25 bis 30 Prozent
bis 2040 –, mehr Arbeitsplätze und da-
mit auch mehr Verkehr. Mit dem vorlie-
genden Konzept wolle man die Stand-
ortgunst und damit die wirtschaftliche
Prosperität hochhalten, betont Attiger,
denn: «Das Bevölkerungswachstum und
die damit verbundenen Mobilitätsan-
sprüche kommen so oder so.» Oase sei
die beste Lösung, um diese Herausfor-
derung zu meistern, und die Mobilität
in diesem Raum langfristig sicherzustel-
len, ist der Verkehrsdirektor und frühe-
re Stadtammann von Baden überzeugt.

Die Ziele könne man optimal erreichen,
wenn es gelingt, Massnahmen in den
Räumen Baden und Brugg sowie für al-
le Verkehrsträger umzusetzen – also für
den motorisierten Individualverkehr,
den öffentlichen Verkehr sowie den
Fuss- und Radverkehr, wozu Velo-
schnellrouten gehören.

Zu sehr auf Strassen fixiert?
Von linker und grüner Seite ist Attiger

mit dem Vorwurf konfrontiert, dabei zu
sehr auf neue Strassenkapazitäten zu

setzen. Denn jede neue Strasse ziehe
zusätzlichen Verkehr an und löse das
Problem gar nicht. Attiger hält dem ent-
gegen, die Zentrumsentlastung bezie-
hungsweise die neue Strasseninfra-
struktur sei nur ein Element der Oase:

«Das Konzept behandelt die verschiede-
nen Verkehrsträger gleichwertig. Es
sieht aufeinander abgestimmte Mass-
nahmen sowie ein modernes Verkehrs-
management vor.» Dabei gelte der
Grundsatz, dass auf den Hauptverkehrs-
strassen der Verkehr fliessen soll und in
den betroffenen Gebieten der Verkehr
siedlungsverträglich abgewickelt wird.
Attiger: «Wir brauchen Raum für die
Umsetzung eines attraktiven Fuss- und
Radverkehrs sowie für die Fahrplansta-
bilität im Busverkehr. So kann der
Mehrverkehr – speziell in den Zentren –
durch diese aufgenommen werden.» In
Baden beispielsweise wolle man das
Zentrum mit einem Tunnel entlasten.
Bisher sei man mit dem Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur immer der Bevölke-
rungsentwicklung hinterhergehinkt.
Neu wolle man vorausschauend Ver-
kehrs- und Siedlungsentwicklung auf-
einander abstimmen. Im Raum Baden
bestehe ein hoher Anteil von Ziel-Quell-
Verkehr. Gerade deshalb wolle man den
öV stärken, etwa mit der Limmattal-
bahn, die längerfristig von Killwangen

via Wettingen über die Hochbrücke bis
nach Baden führen soll. Anders ist die
Situation im Raum Brugg. Dieser hat
viel Durchgangsverkehr.

Massnahmen reichen nicht
Gerade im Raum Baden und noch

mehr in Untersiggenthal werden die
vorgeschlagenen Lösungen allerdings
zum Teil sehr kontrovers diskutiert.
Was, wenn die Regierung damit auflau-
fen sollte? Sollte Oase nicht umgesetzt
werden, «würde dies die heute beste-
henden Verkehrsprobleme massiv ver-
schärfen», sagt Attiger. Selbst die Um-
setzung aller bereits geplanten und all-
fälliger weiterer öV-Massnahmen würde
nicht ausreichen, um die steigenden
Mobilitätsbedürfnisse der wachsenden
Bevölkerung in dieser Region abdecken
zu können.

Verlagerung in Agglomeration?
Aber was haben die anderen davon,

wenn Baden und Brugg entlastet wer-
den. Belastet dies nicht indirekt die Ag-
glomeration? Attiger schüttelt den Kopf.

Von Oase profitierten nicht nur die Zen-
tren, «sondern auch die Bevölkerung,
die Gemeinden und die Wirtschaft im
gesamten Raum, indem die Arbeitsplät-
ze und das Gewerbe in den Zentren mit
den verschiedenen Verkehrsmitteln
besser erreichbar werden». Das Ziel sei
eine gleichmässige Verteilung des Ver-
kehrs in allen drei Oase-Regionen. Dies
führe auch zu einer Entlastung der Sig-
genthaler Gemeinden: «Die Zentren Ba-
den und Brugg werden weiterhin eine
relativ hohe Verkehrsbelastung haben,
aber auf einem vertretbaren Niveau».

Plan für Baden zu ehrgeizig?
In Brugg ist es jetzt gelungen, sich auf

eine angepasste Variante zu einigen. Die
Einigung auf einen Vorschlag soll bis
2019/20 auch im Raum Baden gelingen.
Ist das nicht zu ehrgeizig? Attiger ist zu-
versichtlich, den Zeitplan einhalten zu
können. Zumal das Konzept von Anfang
an in enger Zusammenarbeit mit Vertre-
tern aus Regionen und Gemeinden erar-
beitet worden sei. Attiger: «Der Mitwir-
kungsprozess ist sehr intensiv und für

den Aargau bisher einzigartig. Ziel ist
ein möglichst breit abgestütztes Kon-
zept mit der besten Lösung für die gan-
ze Region.» Das bedeute auch, dass die
Massnahmen möglichst umwelt- und
ressourcenschonend umgesetzt wer-
den.

Und das Siggenthal?
Eine besondere Knacknuss besteht

im Siggenthal. Da befürchtet man, ange-
sichts der Anbindung des Unteren Aare-
tals und der Massnahmen in Baden
buchstäblich unter die Räder zu kom-
men: «Ich kann die Bedenken der be-
troffenen Gemeinden nachvollziehen»,
antwortet Attiger. Das Projekt bringe
aber auch für das Siggenthal Vorteile,
ist er überzeugt. Dank dem Oase-Ver-
kehrsmanagement könne die Entwick-
lung nach der Eröffnung der Obersig-
genthaler Brücke (der Verkehr nahm
deutlich mehr zu als erwartet) «teilwei-
se korrigiert werden». Zudem werde
wie erwähnt die Erreichbarkeit der Zen-
tren verbessert, wovon auch die Agglo-
meration profitiere.

Baden und Brugg entlasten und das Zurzibiet besser  anbinden
Die Regierung plant Lösungen
für bis 30 Prozent mehr Bevöl-
kerung im Ostaargau. 

VON MATHIAS KÜNG

«Ziel ist ein möglichst breit
abgestütztes Konzept
mit der besten Lösung
für die ganze Region.»
Stephan Attiger Aargauer Baudirektor
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auftragt, diese weiterzuentwickeln. Ziel
ist, sich auf eine Variante zu einigen.

Einigung in Brugg
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sem intensiven partizipativen Prozess
waren in einer Arbeitsgruppe bisher der
federführende Kanton sowie Spitzenver-
treter von Brugg, Windisch, Hausen und
Gebenstorf, sowie der Präsident des Re-
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Zentrumsentlastung Brugg/Windisch.»
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lung der Tunnelvariante, ergänzt mit ei-
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reits genannten Arbeitsgruppe sowie die
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SO SOLL DAS ZENTRUM BRUGG ENTLASTET WERDEN

Brugg leidet unter starkem Verkehr (im Bild        der Neumarktknoten). Besonders gross ist der Durchgangsverkehr aus dem Unteren Aaretal. ALEX SPICHALE

Die grün eingezeichneten Linienfüh-
rungen stellen die beiden Varianten
dar, die bisher in Diskussion waren.
Blau eingezeichnet die neue Va-
riante, die von Brugg und den Nach-
bargemeinden favorisiert wird. Diese
neue Achse mit Untertunnelung der
Aare verläuft vom Kreisel Lauffohr im
Osten bis zur Südwestumfahrung im
Westen, für die die Bauarbeiten 2019
starten sollen. Sie ist primär auf
den Durchgangsverkehr ausge-
richtet. Darum sind nur zwei Zwi-
schenanschlüsse geplant. Einer für
die Erschliessung des Entwicklungs-
gebietes im Brugger Schachen, der
andere als Zu- und Wegfahrt im Be-
reich der Kabelwerke in Windisch für
die dortigen Industriebetriebe. (AZ)
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ENTLASTUNG BRUGG

Keine neue Brücke, dafür
Untertunnelung der Aare
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Vor drei Jahren hat der Regierungsrat
der Öffentlichkeit ein Megaprojekt vor-
gestellt: Mit der Oase – dem regionalen
Gesamtverkehrskonzept Ostaargau –
will sie die heutigen und kommenden
Verkehrsprobleme in dieser Region lö-
sen. Dieses Konzept mit Zeithorizont
2040 soll die Zentren Baden und
Brugg entlasten sowie das Untere
Aaretal besser an das übergeordnete
Netz anbinden.

Oase sei eine konsequente Umset-
zung der kantonalen Mobilitätsstrategie
und beinhalte die regionale Einbettung
und Koordination von Massnahmen,
die Teil der Agglomerationsprogramme
bilden, sagt Verkehrsdirektor Stephan
Attiger in einer ersten Zwischenbilanz:
«Sie setzt gezielt räumliche Akzente und
setzt die differenzierten Ziele für die

einzelnen Verkehrsmittel in den ver-
schiedenen Raumtypen bestmöglich
um.» Ein besonderes Augenmerk gelte
dem Veloverkehr, der vor allem in den
Kernstädten und urbanen Entwick-
lungsräumen stark gefördert werden
soll – Attiger spricht hier von einem
Quantensprung.

Der Ostaargau sei eine dynamische,
wirtschaftlich sehr starke Region und
werde insbesondere in den Zentren
überdurchschnittlich wachsen. Dies
bringe mehr Bevölkerung – im Oase-
Raum sind dies rund 25 bis 30 Prozent
bis 2040 –, mehr Arbeitsplätze und da-
mit auch mehr Verkehr. Mit dem vorlie-
genden Konzept wolle man die Stand-
ortgunst und damit die wirtschaftliche
Prosperität hochhalten, betont Attiger,
denn: «Das Bevölkerungswachstum und
die damit verbundenen Mobilitätsan-
sprüche kommen so oder so.» Oase sei
die beste Lösung, um diese Herausfor-
derung zu meistern, und die Mobilität
in diesem Raum langfristig sicherzustel-
len, ist der Verkehrsdirektor und frühe-
re Stadtammann von Baden überzeugt.

Die Ziele könne man optimal erreichen,
wenn es gelingt, Massnahmen in den
Räumen Baden und Brugg sowie für al-
le Verkehrsträger umzusetzen – also für
den motorisierten Individualverkehr,
den öffentlichen Verkehr sowie den
Fuss- und Radverkehr, wozu Velo-
schnellrouten gehören.

Zu sehr auf Strassen fixiert?
Von linker und grüner Seite ist Attiger

mit dem Vorwurf konfrontiert, dabei zu
sehr auf neue Strassenkapazitäten zu

setzen. Denn jede neue Strasse ziehe
zusätzlichen Verkehr an und löse das
Problem gar nicht. Attiger hält dem ent-
gegen, die Zentrumsentlastung bezie-
hungsweise die neue Strasseninfra-
struktur sei nur ein Element der Oase:

«Das Konzept behandelt die verschiede-
nen Verkehrsträger gleichwertig. Es
sieht aufeinander abgestimmte Mass-
nahmen sowie ein modernes Verkehrs-
management vor.» Dabei gelte der
Grundsatz, dass auf den Hauptverkehrs-
strassen der Verkehr fliessen soll und in
den betroffenen Gebieten der Verkehr
siedlungsverträglich abgewickelt wird.
Attiger: «Wir brauchen Raum für die
Umsetzung eines attraktiven Fuss- und
Radverkehrs sowie für die Fahrplansta-
bilität im Busverkehr. So kann der
Mehrverkehr – speziell in den Zentren –
durch diese aufgenommen werden.» In
Baden beispielsweise wolle man das
Zentrum mit einem Tunnel entlasten.
Bisher sei man mit dem Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur immer der Bevölke-
rungsentwicklung hinterhergehinkt.
Neu wolle man vorausschauend Ver-
kehrs- und Siedlungsentwicklung auf-
einander abstimmen. Im Raum Baden
bestehe ein hoher Anteil von Ziel-Quell-
Verkehr. Gerade deshalb wolle man den
öV stärken, etwa mit der Limmattal-
bahn, die längerfristig von Killwangen

via Wettingen über die Hochbrücke bis
nach Baden führen soll. Anders ist die
Situation im Raum Brugg. Dieser hat
viel Durchgangsverkehr.

Massnahmen reichen nicht
Gerade im Raum Baden und noch

mehr in Untersiggenthal werden die
vorgeschlagenen Lösungen allerdings
zum Teil sehr kontrovers diskutiert.
Was, wenn die Regierung damit auflau-
fen sollte? Sollte Oase nicht umgesetzt
werden, «würde dies die heute beste-
henden Verkehrsprobleme massiv ver-
schärfen», sagt Attiger. Selbst die Um-
setzung aller bereits geplanten und all-
fälliger weiterer öV-Massnahmen würde
nicht ausreichen, um die steigenden
Mobilitätsbedürfnisse der wachsenden
Bevölkerung in dieser Region abdecken
zu können.

Verlagerung in Agglomeration?
Aber was haben die anderen davon,

wenn Baden und Brugg entlastet wer-
den. Belastet dies nicht indirekt die Ag-
glomeration? Attiger schüttelt den Kopf.

Von Oase profitierten nicht nur die Zen-
tren, «sondern auch die Bevölkerung,
die Gemeinden und die Wirtschaft im
gesamten Raum, indem die Arbeitsplät-
ze und das Gewerbe in den Zentren mit
den verschiedenen Verkehrsmitteln
besser erreichbar werden». Das Ziel sei
eine gleichmässige Verteilung des Ver-
kehrs in allen drei Oase-Regionen. Dies
führe auch zu einer Entlastung der Sig-
genthaler Gemeinden: «Die Zentren Ba-
den und Brugg werden weiterhin eine
relativ hohe Verkehrsbelastung haben,
aber auf einem vertretbaren Niveau».

Plan für Baden zu ehrgeizig?
In Brugg ist es jetzt gelungen, sich auf

eine angepasste Variante zu einigen. Die
Einigung auf einen Vorschlag soll bis
2019/20 auch im Raum Baden gelingen.
Ist das nicht zu ehrgeizig? Attiger ist zu-
versichtlich, den Zeitplan einhalten zu
können. Zumal das Konzept von Anfang
an in enger Zusammenarbeit mit Vertre-
tern aus Regionen und Gemeinden erar-
beitet worden sei. Attiger: «Der Mitwir-
kungsprozess ist sehr intensiv und für

den Aargau bisher einzigartig. Ziel ist
ein möglichst breit abgestütztes Kon-
zept mit der besten Lösung für die gan-
ze Region.» Das bedeute auch, dass die
Massnahmen möglichst umwelt- und
ressourcenschonend umgesetzt wer-
den.

Und das Siggenthal?
Eine besondere Knacknuss besteht

im Siggenthal. Da befürchtet man, ange-
sichts der Anbindung des Unteren Aare-
tals und der Massnahmen in Baden
buchstäblich unter die Räder zu kom-
men: «Ich kann die Bedenken der be-
troffenen Gemeinden nachvollziehen»,
antwortet Attiger. Das Projekt bringe
aber auch für das Siggenthal Vorteile,
ist er überzeugt. Dank dem Oase-Ver-
kehrsmanagement könne die Entwick-
lung nach der Eröffnung der Obersig-
genthaler Brücke (der Verkehr nahm
deutlich mehr zu als erwartet) «teilwei-
se korrigiert werden». Zudem werde
wie erwähnt die Erreichbarkeit der Zen-
tren verbessert, wovon auch die Agglo-
meration profitiere.

Baden und Brugg entlasten und das Zurzibiet besser  anbinden
Die Regierung plant Lösungen
für bis 30 Prozent mehr Bevöl-
kerung im Ostaargau. 

VON MATHIAS KÜNG

«Ziel ist ein möglichst breit
abgestütztes Konzept
mit der besten Lösung
für die ganze Region.»
Stephan Attiger Aargauer Baudirektor

Könnte man mit Road Pricing (Zufahrt
ins Zentrum kostet in der Spitzenzeit)
nicht viele auf Spitzenbelastungen
ausgerichtete Kunstbauten sparen? Im
Zeitalter der Digitalisierung müsste
das doch günstig umsetzbar sein?
Baudirektor Stephan Attiger verneint.
Für ihn ist das in einer so kleinräumi-
gen Region kein Lösungsansatz und
müsste wenn überhaupt gesamt-
schweizerisch angewendet werden.
Anstelle von Mobility Pricing sollen
die Tagesspitzen – verursacht durch
den Pendlerverkehr – vermehrt durch
den öV und lokal durch den Velover-
kehr abgedeckt werden. Mit der tech-
nologischen Entwicklung sei mehr Ef-
fizienz, aber auch eine hohe Nachfra-
ge nach Mobilität verbunden. Road
Pricing bringe nicht automatisch we-
niger Verkehr. Auch die in Umsetzung
befindlichen Verkehrsmanagements,
wie etwa Baden-Wettingen, brechen
Spitzen. Attiger: «Das Problem des
fehlenden Raums für Fuss- und Rad-
verkehr bleibt aber bestehen.» (MKU) 

Road Pricing

«Kleinräumig kein
Lösungsansatz»

Pascal Koradis Rücktritt als AKB-Chef
war unvermeidlich. Das sieht auch
Bankratspräsident Dieter Egloff so. Zu
gross war die Gefahr, dass die Reputati-
on der Bank unter Koradis Rolle als ehe-
maliger Post-Finanzchef gelitten hätte.
Egloff macht aber gleichzeitig deutlich,
dass er mit der Art und Weise, wie der
Untersuchungsbericht zur Postauto-Af-
färe veröffentlicht wurde, nicht einver-
standen ist. Im «Talk
Täglich» auf Tele M1 be-
mängelte er konkret,
«dass vom 330-seitigen
Bericht nicht einmal
zwei Drittel veröffent-
licht und die Dokumen-
te lose zusammenge-
stellt wurden». Auf die-
ser Grundlage würde
ein Urteil über Pascal
Koradi gefällt, ohne
dass er im Rahmen der
Untersuchung die Mög-
lichkeit gehabt hätte,
dazu Stellung zu neh-
men. «Ich bin über-
zeugt: Hätte er rechtzei-
tig die Chance dazu ge-
habt, dann wäre das ei-
ne oder andere in ei-
nem anderen Licht
dagestanden.»

Auch Koradi selber
kritisiert das. In seinem
Rücktritts-Communiqué
vom Dienstag hielt der
abtretende AKB-Chef
fest: «Ich bedaure sehr,
dass ich bis zum heuti-
gen Zeitpunkt von den
heute Verantwortlichen
der Post nie angehört
wurde. Eine lückenlose Klärung der
Vorkommnisse wäre mir persönlich am
Herzen gelegen.»

Zum Verhängnis wurde Koradi unter
anderem ein E-Mail, das er am 2. Juni
2013 zuhanden der Postauto-Spitze ver-
schickt hatte und nun im Untersu-
chungsbericht aufgeführt ist. Darin
schreibt er von der Formulierung «Crea-
tive Accounting», die «unglücklich ge-
wählt» sei und dazu führen könnte –

«wenn das Dokument in falsche Hände
gelangt» – dass die Glaubwürdigkeit und
Richtigkeit der Rechnung Postauto infra-
ge gestellt werde.

Auch der Bankrat besprach die Passa-
ge mit Koradi. «Ich bin mir natürlich be-
wusst, dass das für Herr Koradi kompro-
mittierende Textstellen sind», so Egloff
im «TalkTäglich». Der Bankratspräsi-
dent warnt jedoch davor, den Text iso-
liert zu interpretieren und einfach zu sa-
gen, so sei es gewesen. Schliesslich sei-
en Millionen Dokumente mittels Soft-
ware nach Stichworten gescannt und
dabei ein paar Tausend Seiten letztlich
gesichtet worden; davon wiederum sei-
en Textpassagen im Bericht gelandet.

Diplomatisch sagte Egloff im TV-Ge-
spräch, es stehe ihm nicht zu, das Vor-

gehen der Post zu kriti-
sieren, fügte gleichzei-
tig aber an: «Ich bin von
Beruf Rechtsanwalt. Da
muss ich mir selbstver-
ständlich zu diesem
Vorgehen gewisse Fra-
gen stellen.»
   Tatsache ist: Eine Beur-
teilung und Würdigung
von Dokumenten oder
einzelnen Personen, die
in der Postauto-Affäre
involviert waren, kom-
men im veröffentlichten
Untersuchungsbericht
nicht vor.
   Für CVP-Fraktionschef
Peter Voser ist Koradi
trotzdem unglaubwür-
dig geworden: «Er kann
nicht sagen, er wisse als
Finanzchef des Post-
Konzerns nichts über
die Buchhaltung bei
Postauto». Auch für
SVP-Präsident Thomas
Burgherr ist der Fall
klar: Koradi habe als
Post-Finanzchef vollum-
fänglich von den Trick-
sereien gewusst. Dass
der abgetretene AKB-

Chef dennoch nach wie vor das Gegen-
teil behaupte, sei ein Fehler, sagte Burg-
herr im «TalkTäglich». Aber selbst wenn
er es eingestanden hätte, würde dies
nichts ändern: «Für den Job als AKB-
Chef braucht es eine weisse Weste, da
verträgt es gar nichts.»

Vorverurteilt?
Egloff kritisiert
Post-Bericht
Koradi-Rücktritt Bankrats-
Präsident Dieter Egloff stellt
den Untersuchungsbericht
zur Postauto-Affäre infrage.

VON ELIA DIEHL

AKB-Bankratspräsident
Dieter Egloff. MARIO HELLER

Abtretender AKB-Chef
Pascal Koradi. CHRIS ISELI

Den TalkTäglich zu Pascal
Koradis Rücktritt finden Sie
online
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